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Große Anfrage 

der Abgeordneten Lennartz, Schäfer (Offen bürg), Bachmaier, Blunck, Dr. Böhme 
(Unna), Dr. Hartenstein, Kästner, Kiehm, Dr. Kübler, Müller (Düsseldorf), Reuter, 
Schütz, Stahl (Kempen), Weiermann, Dr. Wernitz, Dr. Klejdzinski, Leidinger, 
Reschke, Dr. Schöfberger, Dr. Heuchler, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 


Gefährdung von Grundwasser und Oberflächengewässern durch undichte 
Abwasserkanäle und -leitungen 


Grundwasser und Oberfiächengewässer aber auch die Böden sind 
insbesondere in Ballungszentren und Industrieansiedlungen 
durch schadhafte Abwasserkanäle und -leitungen stark gefähr- 
det. Die unkontrollierten Versickerungen giftiger Abwässer ver- 
seuchen Grundwasser, Oberflächengewässer und Trinkwasser 
u. a. mit Stickstoff-Verbindungen, Schwermetallen, chlorierten 
Kohlenwasserstoffen und einer Vielzahl von Schadstoffen. 

Zum Schutz unseres Grundwassers sind nach einer Studie des 
Schweizer Prognos-Instituts möglichst rasch 48 000 Kilometer 
Kanäle in einen betriebssicheren Zustand zu versetzen. Bis zum 
Jahr 2000 kommen nach Schätzungen auf Kommunen, Unterneh- 
men und Hausbesitzer Kosten in Höhe von 100 Mrd. DM zu. 

Wir dürfen nicht länger eine der wichtigsten Gefährdungs- 
ursachen für die Gewässer und insbesondere für das Grundwasser 
vernachlässigen, nur weil die rechtlichen Grundlagen für notwen- 
dige Untersuchungen fehlen, Kontrollen nicht durchgeführt wer- 
den oder die Finanzmittel der Kommunen nicht ausreichen. 

Die Bundesregierung soll in ihrer Verantwortung für den Schutz 
der natürlichen Lebensgrundlagen die Erfassung der bestehen- 
den Schäden des Abwasserkanalsystems und der dadurch verur- 
sachten Umweltschäden sicherstellen. Es gilt alle Möglichkeiten 
der schnellstmöglichen Schadensbehebung zu nutzen und künf- 
tige Schäden auch durch Beseitigung von Lücken und Widersprü- 
chen im Recht zu vermeiden, sowie die finanziellen Rahmen- 
bedingungen für eine rasche und umfassende Sanierung zu 
schaffen. 
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Wir fragen die Bundesregierung: 

1 . Schadenserfassung 

1.1 Welche Schäden an öffentlichen Abwasserkanälen und an 
Abwasserleitungen auf privaten Grundstücken („private Lei- 
tungen") sind in der Bundesrepublik Deutschland bekannt 
bzw. sind aufgrund von Stichproben und aufgrund des Alters 
des Abwassernetzes zu erwarten, die eine Gewässergefähr- 
dung verursachen oder in Zukunft verursachen können? 

1.2 Wie viele der öffentlichen Kanäle und privaten Leitungen sind 
bisher auf ihren baulichen Zustand und auf gewässergefähr- 
dende Durchlässigkeit kontrolliert worden? 

1.3 Wie viele der öffentlichen Kanäle und privaten Leitungen 
werden regelmäßig untersucht und in welchem zeitlichen Ab- 
stand, und aufgrund welcher rechtlichen Verpflichtung müßte 
dies regelmäßig geschehen? 

1.4 Wie werden die Untersuchungsergebnisse dokumentiert und 
fortgeschrieben? 

1.5 Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über undichte 
und schadhafte Abwasserkanäle bei den Liegenschaften des 
Bundes (z.B. Bundeswehr, Betriebe der Post und Bundes- 
bahn)? Wie hoch ist dort der Anteü undichter und schadhafter 
Ab Wasser kanäle, und welche Kosten der Schadensbehebung 
sind insgesamt entstanden bzw. werden entstehen? 

2. Schadensbeurteilung 

2.1 Welche Kriterien werden zur Beurteilung erfaßter Schäden 
angewandt (z.B. Undichtheit, Standsicherheit, Lageverände- 
rung, Blockade durch Wurzeleinwuchs)? 

2.2 Welche Ursachen sind für die erfaßten Schäden festgestellt 
worden (mangelhafte Erstellung, Bauüberwachung und Ab- 
nahme, ungeeignete Materialien, unzureichende Reinigung 
und Kontrolle, agressive Chemikalien in Abwässern)? 

2.3 Gestatten die angewandten Beurteilungskriterien und festge- 
stellten Ursachen eine Gewichtung hinsichtlich der Notwen- 
digkeit und Dringlichkeit von Maßnahmen zur Schadensbehe- 
bung an öffentlichen Kanälen und privaten Leitungen, und 
welche Bedeutung haben dabei festgestellte oder drohende 
Grundwassergefährdungen? 

2.4 Werden aus dieser Gewichtung Prioritäten abgeleitet, um 
umweltrelevante Schäden bevorzugt zu beheben? 

2.5 Werden anhand der festgelegten Prioritäten Planungen hin- 
sichtlich des zeitlichen Ablaufs und des finanziellen Aufwan- 
des erstellt? 
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3. Umweltgefährdung und -schaden infolge von schadhaften 
Abwasserkanälen 

3.1 Welche Gefahren und Schäden können durch undichte und 
schadhafte Abwasserkanäle und -leitungen für das Grund- 
wasser, den Boden, die Oberflächengewässer und für die 
Sicherheit des Straßenverkehrs entstehen und welche Um- 
weltgefährdungen und -Schäden sind bis heute festgestellt 
worden? 

3.2 Welche Erkenntnisse liegen darüber vor, welche Schäden bei 
unterschiedlichen örtlichen Voraussetzungen (Bodenart, 
Grundwasser) zu welchen Umweltbelastungen führen? 

3.3 Falls dies nicht ausreichend bekannt ist - welche Maßnahmen 
zur Erforschung der Sachverhalte sind seitens der Bundes- 
regierung vorgesehen bzw. schon eingeleitet worden? 

3.4 Wer haftet aufgrund welcher gesetzlichen Regelungen für 
Schäden an öffentlichen Kanälen, privaten Leitungen und für 
die dadurch entstandenen Grundwasserbelastungen und son- 
stigen Umweltschäden? 

4. Schadensbehebung 

4.1 Welche technisch und wirtschaftlich sinnvollen Möglichkeiten 
bestehen zur Instandsetzung, Sanierung bzw. Erneuerung? 

4.2 Wie hoch sind die voraussichtlichen Kosten der Schadensbe- 
hebung? 

4.3 Welche Finanzierungsmöglichkeiten bestehen bzw. müssen 
für die Schadensbehebung an öffentlichen Kanälen und priva- 
ten Leitungen neu geschaffen werden? 

4.4 Welche Organisations- bzw. Betriebsformen der kommunalen 
Wasserentsorgung einschließlich der Kanalisation gibt es in 
der Bundesrepublik Deutschland? Wie bewertet die Bundes- 
regierung die unterschiedlichen Organisations- und Betriebs- 
formen im Hinblick auf ökologische und betriebswirtschaft- 
liche Erfordernisse? 

5. Künftige Schadensvermeidung 

5.1 Welche Lücken und Widersprüche bestehen im Wasserrecht, 
Baurecht, Satzungsrecht, Haushaltsrecht, Strafrecht und Haf- 
tungsrecht und in den Technischen Regeln in bezug auf den 
Betrieb (Reinigung und Instandhaltung, Selbstkontrolle, be- 
hördliche Überwachung), die Neuerstellung (Sanierung, Er- 
neuerung, Genehmigung, Bauüberwachung, Abnahme) von 
Abwasserkanälen, die Verhinderung der Einleitung von ge- 
fährlichen Stoffen und die Haftung für entstandene Schäden 
an Kanälen, Leitungen und der Umwelt? 

5.2 Was unternimmt die Bundesregierung, um vorhandene Lük- 
ken und Widersprüche im rechtlichen Bereich zu beseitigen, 
und wie beurteilt sie die Forderung, im WHG eine Regelung 
einzufügen, die vorschreibt, daß Abwasserkanäle nach allge- 
mein anerkannten Regeln der Technik zu betreiben und zu 
überwachen sind? 
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5.3 Welche Maßnahmen unternimmt oder unterstützt die Bundes- 
regierung, um die Qualifikation von Unternehmen bei der 
Ausführung von Arbeiten an öffentlichen Kanälen und priva- 
ten Leitungen deutlich zu erhöhen? 

5.4 Welche Maßnahmen unternimmt die Bundesregierung, um 
[im Sinne von § 100 (a) EWG-Vertrag] das geforderte hohe 
Niveau im Umweltschutz auch im Bereich von öffentlichen 
Kanälen und privaten Leitungen durchzusetzen? 

5.5 Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß Abwasserrohre 
und Abwassereinrichtungen einer Bauartzulassung unterlie- 
gen müssen? Welche Schritte unternimmt die Bundesregie- 
rung, daß im Rahmen des EG-Marktes ein hoher Standard bei 
den verwendeten Materialien für Abwasserkanäle erhalten 
bleibt? 

5.6 Wie steht die Bundesregierung dazu, im Abwassersektor täti- 
gen Fachfirmen eine gesonderte behördliche Zulassung zu 
erteilen? 

5.7 Wie steht die Bundesregierung dazu, ein besonderes tech- 
nisches Regelwerk aufzulegen, welches die Prüfung von 
Kanalleitungen in regelmäßigen zeitlichen Abständen bein- 
haltet (regelmäßiges Abdrücken von Kanälen, regelmäßiges 
Befahren der Kanäle mit Kameras, kontrollierbare Verlegung 
von Entwässerungsanlagen im Bereich der Hausanschlüsse)? 


Bonn, den 24. Januar 1990 
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